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Vorblatt 


Vorschläge der EG-Kommission für Richtlinien des 
Rates über gemeinsame Grundsätze für 

a) eine Kostensteigerungsgarantie bei Ausfuhr- 
geschäften 

b) eine Wechselkurssicherung bei Ausfuhrgeschäften 


A. Problem 

Einige Mitgliedstaaten der Gemeinschaft haben keine Kosten- 
steigerungsgarantien, die bei Ausfuhrgeschäften gewährt wur- 
den. Darüber hinaus bestehen innerhalb der Gemeinschaft 
unterschiedliche Wechselkurssicherungssysteme bei Ausfuhr- 
geschäften. 


B. Lösung 

Die Kommission schlägt vor, in der Gemeinschaft 

a) eine Kostensteigerungsgarantie bei Ausfuhrgeschäften nach 
einheitlichen Grundsätzen, 

b) die bestehenden Wechselkursversicherungen nach gemein- 
samen Grundsätzen zu harmonisieren. 


C. Alternativen 

Der Wirtschaftsausschuß hält 

a) die Einführung einer Kostensteigerungsgarantie bei Aus- 
fuhrgeschäften für überflüssig, 

b) die Harmonisierung der Wechselkurssicherung dann für er- 
forderlich, wenn sie für alle mittel- und langfristigen Export- 
geschäfte gilt. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


D. Vorschlag 

Von dem Vorschlag der Kommission wird Kenntnis genommen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschläge der EG-Kommission für 

eine Richtlinie des Rates über die Annahme gemeinsamer 
Grundsätze auf dem Gebiet der Kostensteigerungsgarantie bei 
Ausfuhrgeschäften mit dritten Ländern 

eine Richtlinie des Rates über die Einführung gemeinsamer 
Grundsätze für die Wechselkurssicherung bei Ausfuhrgeschäf- 
ten mit dritten Ländern 

— Drucksache VI/2551 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Frerichs 


i. 

Der Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 
VI/2551 — wurde vom Herrn Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages mit Schreiben vom 22. September 
1971 an den Ausschuß für Wirtschaft zur Beratung 
überwiesen. 

II. 

1. Zur Kostensteigerungsgarantie 

Die Kommission schlägt vor, in bestimmten Fällen 
Ausfuhrunternehmen, die Ausrüstungsgüter auf 
einer besonders hohen Verarbeitungsstufe mit lan- 
gen Lieferzeiten zu Festpreisen anbieten müssen, 
gegen Kostensteigerungen zu versichern. Für diese 
Versicherung werden einheitliche Grundsätze vorge- 
schlagen. Die Kommission soll ermächtigt werden, 
im Einzelfall zu prüfen, ob die Bedingungen für die 
Gewährung im Einzelfall gegeben sind. 

Der Ausschuß hat diesen Vorschlag eingehend ge- 
prüft. Er hält ihn aus folgenden Überlegungen für 
äußerst bedenklich: 


a) Die vorgeschlagenen Garantien passen nicht in 
ein marktwirtschaftliches System. 

b) Garantien, die Kostensteigerungen ausgleichen 
sollen, verfälschen den Wettbewerb, denn der 
Unternehmer wird von dem Zwang, scharf zu kal- 
kulieren, befreit, wenn er davon ausgehen kann, 
daß er im Ausfuhrgeschäft einen Ausgleich für 
jegliche Art der Steigerung von Produktions- 
kosten erhält. 

c) Es ist nicht zu übersehen, mit welchen Kosten 
die öffentliche Hand zu rechnen hat. Schon die 
Erfahrungen, die Frankreich mit diesem System 
gemacht hat, lassen eine erhebliche Belastung 
der öffentlichen Hand befürchten. 

Der Ausschuß empfiehlt deshalb der Bundesregie- 
rung, in Brüssel darauf zu drängen, daß diese Vor- 
stellung der Kommission nicht weiter verfolgt 
werde. Der Ausschuß hält es vielmehr für system- 
gerechter, wenn die Kommission darauf hinwirkt, 
daß die in der Gemeinschaft bestehenden Kosten- 
steigerungsgarantien sukzessiv abgebaut werden. 
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2. Wechselkurssicherung bei Ausfuhrgeschäften 

Die Kommission schlägt hier vor, daß die Mit- 
gliedstaaten eine Wechselkurssicherung von ge- 
meinschaftlichen Grundsätzen entwickeln. Nach den 
Vorstellungen der Kommission soll die Wechsel- 
kurssicherung nur für besondere Geschäfte von Ge- 
meinschaftsinteresse eingeführt werden. Die in der 
Bundesrepublik seit 1. Februar 1972 geltende Wech- 
selkurssicherung gilt dagegen für alle Ausfuhrge- 
schäfte, jedoch mit der Maßgabe, daß die Risikozeit 
zwei Jahre übersteigt. 

Der Ausschuß stimmt mit der Kommission über- 
ein, daß es zweckmäßig ist, die in der Gemeinschaft 
geltenden unterschiedlichen Systeme von Wechsel- 
kurssicherung zu harmonisieren. Diese Harmonisie- 
rung soll nach Auffassung des Ausschusses mit der 
Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungs- 
union synchronisiert werden. 


Dem von der Kommission vorgeschlagenen Grund- 
satz der Harmonisierung kann der Ausschuß inso- 
weit nicht zustimmen, als die Wechselkursversiche- 
rung allen nationalen mittel- und langfristigen Ex- 
portgeschäften offensteht. 

Der Vorschlag der Kommission geht außerdem 
über eine Harmonisierung der Grundsätze hinaus, 
weil gleichzeitig ein kommunitäres Genehmigungs- 
verfahren vorgeschlagen wird, das dem Ausschuß 
unzweckmäßig erscheint. 

Der Ausschuß empfiehlt daher, der Bundesregie- 
rung aufzugeben, bei den noch anstehenden Bera- 
tungen in Brüssel sich dafür einzusetzen, daß die 
Harmonisierung der Wechselkurssicherung für alle 
mittel- und langfristigen Exportgeschäfte gelten 
soll. In diesem Fall ist auf ein gemeinschaftliches 
Genehmigungsverfahren verzichtbar. 


Bonn, den 8. Juni 1972 


Dr. Frerichs 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag nimmt von den Vor- 
schlägen der EG-Kommission für Richtlinien des 
Rates 

a) über die Annahme gemeinsamer Grundsätze 
auf dem Gebiet der Kostensteigerungsgaran- 
tie bei Ausfuhrgeschäften mit dritten Ländern 

b) über die Einführung gemeinsamer Grundsätze 
für die Wechselkurssicherung bei Ausfuhrge- 
schäften mit dritten Ländern 

— Drucksache W2551 — 

Kenntnis. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, bei den wei- 
teren Beratungen in Brüssel der Richtlinie 

zu a) nicht zuzustimmen und darauf hinzuwir- 
ken, daß die von den einzelnen Mitglied- 
staaten praktizierten Kostensteigerungs- 
garantien ab gebaut werden und 

zu b) mit der Maßgabe darauf hinzuwirken, daß 
die Wechselkurssicherung für alle Aus- 
fuhrgeschäfte eingeführt wird. 


Bonn, den 8. Juni 1972 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Stein (Honrath) 

Amtierender Vorsitzender 


Dr. Freridis 

Berichterstatter 
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